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Zur Ratssitzung am 15. Juli 2026

Ein Hinweis, eine Anfrage und zwei Anregungen der Grünen Fraktion 

Hinweis:

Beide hydrogeologischen Gutachten von Geo Consult zu den Bebauungsplänen Wiedenest Süd 
und Schlöten II kommen bei den südlich der Bahntrasse durchgeführten Versickerungsversuchen 
zu dem Ergebnis, dass eine Versickerung von Niederschlagswasser hier nicht möglich ist. 

Diese Feststellung ist aufgrund der dort einheitlichen geologischen Verhältnisse auf alle 
Grundstücke innerhalb der beiden Bebauungsplangebiete sowie auf die unmittelbar angrenzenden 
Grundstücke übertragbar.

Werden auf diesen Grundstücken Zisternen ohne Notüberlauf an den vorhandenen Mischwasser-
kanal betrieben oder wurde in der Annahme einer möglichen Versickerung eine Regenwasser-
versickerung genehmigt, ist dies entsprechend zu korrigieren.                                                            
Der Anschluss an den vorhandenen Mischwasserkanal beziehungsweise an den neu 
errichteten Regenwasserkanal ist zwingend sicherzustellen.

Soweit bisher aufgrund einer angenommenen Versickerung eine vollständige oder teilweise 
Befreiung von der Niederschlagswassergebühr gewährt wurde, ist diese auf Grundlage der 
neuen Erkenntnisse zu überprüfen und gegebenenfalls aufzuheben.

Anfrage:

Wie viele Grundstücke in den Straßen Am Laubberg und Bahnhofstraße sind derzeit ganz 
oder teilweise von der Entrichtung der Niederschlagswassergebühr befreit?

Anregungen:

1. Sollte die Entwässerungssatzung der Stadt Bergneustadt, wie vorgeschlagen geändert und 
der Einbau von Zisternen für alle Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer 
gefördert werden, könnte diese Förderung auch den betroffenen Anliegern zugute kommen.

2. Auf eine rechtlich mögliche Nacherhebung der Niederschlagswassergebühren sollte 
verzichtet werden, denn sowohl die Grundstückseigentümer als auch die Stadt sind bislang 
davon ausgegangen, dass eine Versickerung zulässig und möglich sei. Zudem sind bislang 
keine Schäden bei Unterliegern bekannt geworden.

Mit freundlichen Grüßen

Fraktionsvorsitzender


